
Mitwirkung am Rechtsverwirklichungsprozeß, speziell am 
gerichtlichen Verfahren, weiter konkretisiert worden. Nach 
§ 5 ZPO können die Gewerkschaften in Arbeitsrechtssachen 
insbesondere Prozeßvertretungen übernehmen, an Verfah­
ren mitwirken sowie Gerichtskritiken und besondere Ver­
fahrensauswertungen beantragen.
In Arbeitsrechtssachen ist die Übernahme von Prozeßver­
tretungen durch die Vorstände und Leitungen der Ge­
werkschaften die Hauptform der Prozeßvertretung über­
haupt (§3 Abs. 3 Satz 2 und §5 Abs. 1 ZPO; §13 Abs. 1 
Satz 2 GVG). /6/ Zwar können sich die Werktätigen in ar- 
beitsrechtlichen Verfahren auch durch Rechtsanwälte und 
andere prozeßfähige Personen vertreten lassen. Angesichts 
der Tatsache, daß die Werktätigen in aller Regel Mitglie­
der der Gewerkschaft sind und daß sie ein besonderes 
Vertrauensverhältnis an die Gewerkschaften bindet, ist es 
aber nur natürlich, daß sie auch bei Rechtskonflikten ge­
werkschaftliche Hilfe in Anspruch nehmen. Die Prozeßver­
tretung wird von entsprechend qualifizierten Gewerk­
schaftsfunktionären wahrgenommen, die für ihr Wirken 
einen gewerkschaftlichen Auftrag haben und der Bevoll­
mächtigung durch die Prozeßpartei bedürfen.
Unabhängig von Prozeßvertretungen haben die Gewerk­
schaften jedoch auch das Recht, durch ihre Vertreter an 
Verfahren in Arbeitsrechtssachen mitzuwirken. Im Rahmen 
einer solchen Mitwirkung können die Gewerkschaften ins­
besondere zur Sache Stellung nehmen, Empfehlungen zur 
Sachaufklärung geben und Beweisanträge stellen. Das Mit­
wirkungsrecht der Gewerkschaften erstreckt sich demnach 
sowohl auf die Klärung und Durchsetzung von Rechten 
im Einzelfall als auch auf die Verwirklichung des sozia­
listischen Arbeitsrechts im allgemeinen. Worauf jeweils der 
Schwerpunkt zu legen ist, entscheiden die Gewerkschaften 
je nach Sachlage. Es kann sein, daß mit der gewerkschaft­
lichen Mitwirkung die prinzipielle Klärung einer Rechts­
frage herbeigeführt werden soll oder daß ihr Anliegen dar­
in besteht, bestimmte Widersprüche in den arbeitsrecht­
lichen Beziehungen innerhalb eines Betriebes oder Pro­
duktionszweigs einer Lösung zuzuführen. Es kann aber 
auch sein, daß die Gewerkschaft mitwirkt, um durch um­
fassende Erörterung und Klärung einer Streitsache nega­
tive Auswirkungen auf andere Arbeitsstreitfälle zu ver­
meiden. Die Gestaltung der gewerkschaftlichen Mitwir-

16/ Vgl. P. Wallis, „Besondere Regelungen der ZPO für das Ver­
fahren in Arbeitsrechtssachen“, NJ 1975 S. 685 S. (686).

kung hängt daher weitgehend von der konkreten Sachlage 
und Zielstellung ab.
Da die Gewerkschaften in den Verfahren, in denen sie mit­
wirken, häufig rechtspolitische Anliegen verfolgen, die über 
die Lösung des Einzelfalls hinausgehen, ist ihnen das 
Recht eingeräumt, Gerichtskritiken zu beantragen, um so 
die Beseitigung von Rechtsverletzungen, die im Verfahren 
festgestellt wurden, und von Ursachen und Bedingungen 
des Rechtsstreits zu veranlassen. Außerdem können sie 
besondere Verfahrensauswertungen durch das Gericht be­
antragen, die z. B. darin bestehen können, daß das Gericht 
seine Entscheidung vor Arbeitskollektiven, in Zusammen­
künften von Gewerkschaftsfunktionären oder vor anderen 
Gremien verallgemeinernd erläutert.
Damit die Gewerkschaften ihre Mitwirkungsrechte voll 
wahmehmen können, ist in Arbeitsrechtssachen der zu­
ständige Kreisvorstand des FDGB von jedem Verhand­
lungstermin zu benachrichtigen (§ 32 Abs. 3 ZPO). Hat eine 
Prozeßpartei einen gewerkschaftlichen Prozeßvertreter, 
müssen die erforderlichen Klagen, Ladungen, Entscheidun­
gen usw. stets an diesen zugestellt werden (§ 37 Abs. 1 und 
2 ZPO). Auch die Vertreter der Gewerkschaften dürfen 
— ganz gleich in welcher Form sie am Verfahren beteiligt 
sind — vom Gericht nicht zurückgewiesen, aus dem Ver- 
handlungsraum gewiesen oder mit einer Ordnungsstrafe 
belegt werden (§ 68 Abs. 3 ZPO).
Die Zusammenarbeit der Gerichte mit den Gewerkschaf­
ten beschränkt sich aber keineswegs auf Angelegenheiten, 
die in der einen oder anderen Weise Gegenstand eines ge­
richtlichen Verfahrens geworden sind. Weitaus wichtiger 
ist die vorbeugende rechtserzieherische Arbeit, die von den 
Gerichten im Zusammenwirken mit den Gewerkschaften 
geleistet wird. Dem trägt § 5 Abs. 3 Satz 1 ZPO Rechnung, 
in dem den Gerichten zur Pflicht gemacht wird, gemeinsam 
mit den Gewerkschaften auf die freiwillige und bewußte 
Einhaltung des sozialistischen Arbeitsrechts durch die Be­
triebe und die Werktätigen hinzuwirken.
Eine spezielle Seite der planmäßigen Zusammenarbeit der 
Gerichte mit den Gewerkschaften ist die regelmäßige Be­
richterstattung der Gerichte vor den Vorständen des FDGB 
ihres Territoriums über die in der gerichtlichen Tätigkeit 
gesammelten Erfahrungen, über die gewerkschaftliche Mit­
wirkung in Arbeitsrechtssachen und über die Anwendung 
des sozialistischen Arbeitsrechts in den Betrieben. Die Vor­
stände des FDGB haben das Recht, derartige Berichterstat­
tungen von den Gerichten zu verlangen (§ 5 Abs. 3 ZPO).
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Die Gesamtvollstreckung
In § 125 Abs. 2 ZPO ist festgelegt, daß die Vollstreckung 
in das gesamte Vermögen wegen Überschuldung durch be­
sondere Rechtsvorschriften geregelt wird./l/ Dies ist mit 
der VO über die Gesamtvollstreckung vom 18. Dezember 
1975 (GBl. 1976 I S. 5) geschehen.
Bedingt durch die stabile gesellschaftliche und ökonomische 
Entwicklung in unserer Republik nahm in den letzten 
Jahren bei den Gerichten der DDR die Zahl der Gesamt­
vollstreckungen (Konkurs- und Vergleichsverfahren) stän­
dig ab. Trotz der relativ geringen gesellschaftlichen Be­
deutung konnte jedoch auf eine für Ausnahmefälle erfor­
derliche Neuregelung nicht verzichtet werden, da jede 
einzelne Gesamtvollstreckung weitreichende Auswirkungen 
nicht nur für den Schuldner, sondern auch für dessen Gläu-

11/ Zugleich wurden durch § 205 ZPO die Konkursordnung ein­
schließlich des Einführungsgesetzes vom 10. Februar 1877 (RGBl. 
S. 351 und 391) und die Vergleichsordnung vom 26. Februar 1935 
(RGBl. I S. 321) mit allen dazu ergangenen Änderungen und Er­
gänzungen aufgehoben. Ferner wurden alle zur Regelung des 
Ranges volkseigener oder gleichgestellter Forderungen im Kon­
kurs erlassenen Bestimmungen zum 1. Januar 1976 außer Kraft 
gesetzt (vgl. §18 Abs. 2 GesVollstrVO),
Im folgenden beziehen steh alle weiteren Paragraphen — soweit 
keine Rechtsvorschrift angegeben ist - auf die GesVollstrVO.
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biger und andere davon Betroffene mit sich bringt. Die 
bisher geltenden Bestimmungen über das Konkurs- und 
das Vergleichsverfahren konnten deshalb nicht mehr 
Grundlage von Vollstreckungsmaßnahmen unserer Ge­
richte bleiben, weil sie weitgehend auf die Vorschriften 
der aufgehobenen Zivilprozeßordnung von 1877 Bezug 
nahmen und auf ihnen beruhten.
Die neuen Grundsätze der Vollstreckung sind in den 
§§ 85 ff. ZPO verbindlich festgelegt; sie gelten ebenso wie 
die weiteren Bestimmungen der ZPO auch für die Ge- 
samtvollstreckung./2/
Nach der ZPO ist die Vollstreckung ein staatlicher Auto­
ritätsakt zur Durchsetzung gerichtlicher Entscheidungen, 
um rechtskräftig festgestellte Gläubigeransprüche oder 
-rechte zu wahren. Er wird durch den Vollstreckungsan­
trag des Gläubigers veranlaßt und bis zur vollständigen 
Erfüllung des Anspruchs bzw. bis zur Verwirklichung des 
Rechts durchgesetzt, wobei ungerechtfertigte Nachteile für 
den Schuldner zu vermeiden sind (§ 86 Abs. 1 und 3 ZPO).

/2/ Das ergibt sich sowohl aus § 1 Abs. 4 GesVollsitrVO als auch 
aus der einleitenden Bezugnahme auf § 208 Abs. 1 ZPO, die die 
GesVollstrVO als DurChführungsVO zur ZPO qualifiziert.


